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Anlage 2  
 
 
 

 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB  
 
 
 
 
Anregung der/des Beteiligten  
 

 
Stellungnahme der Verwaltung  
 

 

 
Nr. 1  mündlich am 8. April 2014 vor-
getragene Stellungnahme  

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           - 

Es wird bemängelt, dass der Be-
bauungsplan im beschleunigten Ver-
fahren als Bebauungsplan der Innen-
entwicklung gem. § 13a BauGB aufge-
stellt werden soll. Die Erstellung eines 
Umweltberichts wird für unverzichtbar 
erachtet.  
 

Dem Bebauungsplan liegt die Planungs-
absicht zugrunde, anstelle eines Neubaus 
auf “grüner Wiese“ eine innerhalb des 
Siedlungsraums bereits bestehende Bil-
dungseinrichtung planungsrechtlich abzu-
sichern, zu modernisieren und an zeitge-
mäße schulische Entwicklungen anzupas-
sen. Der Bebauungsplan entspricht damit 
den Zielsetzungen des § 13a BauGB, wo-
nach durch die Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben für die Innenentwicklung 
von Städten die Inanspruchnahme von 
(unbebauten) Flächen (im Außenbereich) 
vermindert werden soll. Ein Bebauungs-
plan der Innenentwicklung soll Planungs-
vorhaben zur Schaffung von Arbeitsplät-
zen, Wohnungen und Infrastruktureinrich-
tungen vereinfachen und beschleunigen. 
Dies ist im vorliegenden Fall gegeben: Mit 
dem Umbau und der Modernisierung des 
bestehenden Schulgebäudes kann der 
Unterricht an gegenwärtige schulische 
Standards angeglichen werden.  
 
Der Verzicht auf einen formellen Umwelt-
bericht bedeutet nicht, dass im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens die Erhe-
bung, Darstellung und Bewertung der pla-
nungsrelevanten Umweltbelange entfällt. 
Diese wurden (zum Teil fachgutachterlich) 
erhoben und sind in der Begründung des 
Bebauungsplans dargestellt und ein-
schließlich der Planungsauswirkungen 
bewertet.  
 

- 

Es wird darauf hingewiesen, dass die 
geplante Schulerweiterung im Wider-

Da der Bebauungsplan verändernde bau-
liche Eingriffe auf den in zweiter Reihe 

+⁄- 
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spruch zu den Zielsetzungen des 
Rahmenplans Halbhöhenlagen steht, 
insbesondere zu den Maßgaben von 
dessen Qualitätsstufe 1.  
 

liegenden, straßenabgewandten Teil des 
Gebäudekomplexes beschränkt, entfalten 
die baulichen Arrondierungen zum öffent-
lichen Straßenraum hin nur wenig visuelle 
Wirksamkeit, sodass insgesamt aufgrund 
des planerischen Eingriffs keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild zu erwarten 
sind. In stadtgestalterischer Hinsicht er-
wächst aus der Planung kein Konflikt zu 
den Zielsetzungen des Rahmenplans 
Halbhöhenlegen.  
 
Allerdings ist das Planungsvorhaben hin-
sichtlich seiner klimatischen und lufthygi-
enischen Auswirkungen kritisch im Hin-
blick auf die Anforderungen des Rahmen-
plans Halbhöhenlagen zu sehen. Die im 
Bebauungsplan eingeräumte Möglichkeit, 
bisherige Vegetationsfläche überbauen zu 
können, ist im Hinblick auf die Summen-
wirkung mit vergleichbaren Vorhaben ge-
eignet, ein Übergreifen des Wärmeinselef-
fekts aus den Tallagen in die Hanglagen 
und damit insgesamt eine Ausweitung der 
sommerlichen Hitzestressphasen zu be-
günstigen. Aus diesem Grund werden als 
klimawirksame Minderungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen bislang nicht begrünte 
Dachflächen des bestehenden Schulge-
bäudes begrünt und ein Teil der asphal-
tierten Freiflächen durch versickerungsof-
fenere Belagsoberflächen bzw. gärtne-
risch angelegte Flächen ersetzt. Diese 
Maßnahmen sollen zeitnah umgesetzt 
werden (siehe Ziffer 2 des Beschlussan-
trags).  
 

Der räumliche Umfang der geplanten 
Schulerweiterung ist zu hinterfragen, 
da  
1. durch den geplanten Wegfall des 

Abendgymnasiums zukünftig im Be-
standsgebäude Raumkapazitäten 
frei werden und  

2. im Vergleich zu ähnlichen Stuttgarter 
Schulen das Eberhard-Ludwigs-
Gymnasium mit einem deutlich kom-
fortableren Raumangebot ausgestat-
tet ist/wird, ohne dass hierüber im 
Rahmen einer Vergleichsdarstellung 
öffentlich Rechenschaft abgelegt 

Durch den Wegfall des Abendgymnasi-
ums werden keine wesentlichen Raumka-
pazitäten frei, da dessen Unterrichtsver-
anstaltungen in den ohnehin abends leer 
stehenden Unterrichtsräumen des Eber-
hard-Ludwigs-Gymnasiums durchgeführt 
werden konnten. Gegenwärtig besteht in 
Stuttgart ein generelles Defizit an gymna-
sialen Zügen. Auch für den Schulstandort 
am Herdweg ist ein zusätzlicher Raumbe-
darf festzustellen. Aus diesem Grund ist 
das innerhalb des Schulgrundstücks noch 
vorhandene städtebauliche Potential für 
bauliche Ergänzungen aufzuzeigen.  

- 
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wird.  
 

 
Das besondere Unterrichtsprofil des 
Eberhard-Ludwigs-Gymnasiums erfordert 
zudem ein spezifisches Raumprogramm, 
das sich nur schwer mit dem Raumbedarf 
anderer Schulen vergleichen lässt.  
 

Es wird befürchtet, dass schwierige 
hydrogeologische Verhältnisse vorlie-
gen und damit die geplanten tiefen 
Gründungen durch eingegrabene Ge-
bäudeteile zu nachteiligen Verände-
rungen des Grundwasserspiegels der 
Nachbargrundstücke führen.  
 
 

Von Seite des Landesamts für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau wird für die Pla-
nung von Bauarbeiten (u. a. zu Fragen 
des Grundwassers und der Baugrubensi-
cherung) die Durchführung objektbezoge-
ner Baugrunduntersuchungen gemäß den 
anerkannten Regeln der Technik empfoh-
len. Die Empfehlung ist im Bebauungs-
plan als Hinweis übernommen.  
 
Bauvorhaben müssen so ausgeführt wer-
den, dass sich nach Abschluss der Bau-
arbeiten wieder die natürlichen Grund-
wasserverhältnisse einstellen können. 
Dies wird im Rahmen eines wasserrechtli-
chen Erlaubnisverfahrens geprüft, das 
neben dem Baugenehmigungsverfahren 
durchzuführen ist.  
 

- 

Es wird angeregt, die bereits beste-
hende Konfliktsituation zwischen Schu-
le und Anwohnern zu entschärfen, in-
dem im Zuge der Umbaumaßnahmen 
eine nachbarverträgliche grundstücks-
interne Erschließung hergestellt wird. 
Die bisherige Zufahrt verläuft unmittel-
bar entlang der Nachbargrundstücke, 
was insbesondere bei Abendveranstal-
tungen mit nicht unerheblichen Störun-
gen für die Angrenzer verbunden ist.  
 

Entlang der Grundstücksgrenze geführte 
Zufahrten sind innerhalb des gesamten 
Baublocks zwischen Herdweg, Lenzhalde,  
Azen- und Relenbergstraße üblich. Dies 
soll auch für das Grundstück des Eber-
hard-Ludwigs-Gymnasiums möglich sein. 
Sofern dabei keine gebietsunverträglichen 
Emissionen ausgelöst werden, ist kein 
städtebaulicher Grund erkennbar, im Be-
bauungsplan eine grenzbegleitende 
Grundstückzufahrt auszuschließen. Da 
über die bemängelte Zufahrt entlang der 
westlichen Grundstücksgrenze zukünftig 
die Anlieferung für die Schulmensa abge-
wickelt werden soll, wurde hierüber be-
reits eine schallgutachterliche Untersu-
chung durchgeführt. Das Gutachten hat 
festgestellt, dass durch die geplante Anlie-
ferung keine immissionsschutzrechtlich 
unzulässigen Lärmmengen erzeugt wer-
den (siehe Anlage 7, schalltechnische Un-
tersuchung vom 31. Oktober 2016).  
 
Der Umstand, dass seitens der Anwohner 
punktuell Fehlentwicklungen beklagt wer-
den, ist für die Festsetzung eines Zu- und 

- 
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Abfahrtsverbots nicht ausreichend.  
 

 
Nr. 2  mündlich am 8. April 2014 vor-
getragene Stellungnahme  

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           - 

Es wird auf die Dringlichkeit des ge-
planten Schulumbaus hingewiesen, da 
die Situation am Eberhard-Ludwigs-
Gymnasium durch einen jahrelangen 
Sanierungsstau gekennzeichnet ist und 
- unabhängig von der Einrichtung eines 
zusätzlichen Schulzugs - das pro Schü-
lerIn zur Verfügung stehende Rauman-
gebot bereits seit langem unter dem 
Durchschnitt liegt. Aus diesem Grund 
wird die Durchführung eines (be-
schleunigten) Bebauungsplanverfah-
rens der Innenentwicklung begrüßt.  
 

Kenntnisnahme  +  

Hinsichtlich einer Einschränkung der 
Zufahrtsmöglichkeit wird auf das Erfor-
dernis hingewiesen, dass der Notver-
kehr (Feuerwehr, Krankentransporte) 
sichergestellt sein muss.  
 

Aktuell verfügt die Schulanlage über zwei 
Grundstückszufahrten und ist damit für 
den Notverkehr ausreichend erschlossen.  
 

+  

 
Nr. 3  mündlich am 8. April 2014 vor-
getragene Stellungnahme  

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           - 

Es wird auf die beengte Raumsituation 
am Eberhard-Ludwigs-Gymnasium 
hingewiesen und angemahnt, dass 
dringend ein Bebauungsplan aufzustel-
len ist, um endlich die erforderlichen 
Bauarbeiten starten zu können.  
 

Kenntnisnahme  +  

Es wird eine Verbesserung der gegen-
wärtig bestehenden Verkehrssituation 
für Fußgänger insbesondere die Schaf-
fung eines geschützten Fußgänger-
überwegs angemahnt.  
 

Verkehrssicherheitsmaßnahmen, wie die 
Herstellung geschützter Fußgängerque-
rungen, können nicht mit dem Regelungs-
instrumentarium eines Bebauungsplans 
sichergestellt werden, dessen Aufgaben-
bereich sich auf die Steuerung der bauli-
chen und sonstigen Nutzung der Grund-
stücke beschränkt.  
 
 

- 

 
Nr. 4  
Schreiben vom 10. April 2014  

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           - 

Es wird darauf hingewiesen, dass die 
entlang der Grundstücksgrenze geführ-
te interne Erschließungsstraße des 
Eberhard-Ludwigs-Gymnasiums durch 

Die Regulierung von Abendveranstaltun-
gen und deren Besucherverkehr � kann 
nicht mit dem Regelungsinstrumentarium 
eines Bebauungsplans abschließend be-

-  
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Anlieferungs- und abendlichen Veran-
staltungsverkehr für die Wohnnachbarn 
zu erheblichen Belastungen führt. Ge-
genwärtig ist von rund 150 Abendver-
anstaltungen pro Jahr auszugehen. 
Neben den Abendveranstaltungen ist 
zu bemängeln, dass die fehlende Mög-
lichkeit den Begegnungsverkehr abzu-
wickeln, regelmäßig zu umfangreichen 
Rangiermanövern und Hupkonzerten 
unmittelbar vor den wohnungsnahen 
Freiräumen der Nachbarbebauung 
führt.  
 

wältigt werden. Die Festsetzung der 
Zweckbestimmung <Schule> erfolgt an-
hand der typisierenden Betrachtungswei-
se der Bauleitplanung, wonach das von 
einer Schulnutzung typischerweise zu er-
wartende Störpotential eine Wohnnach-
barschaft nicht ausschließt (siehe Katalog 
der zulässigen Nutzungen eines allgemei-
nen Wohngebiets gem. § 4 BauNVO).  
 
Ein Ausschluss oder eine Einschränkung 
grenzbegleitender Grundstückszufahrten 
ist im Bebauungsplan weder entlang der 
östlichen noch der westlichen Grund-
stücksgrenze vorgesehen, um die Band-
breite an möglichen Erschließungsoptio-
nen nicht bereits auf Ebene der Bauleit-
planung zu beschneiden. Städtebauliche 
Kriterien, die Grundstückszufahrten im 
grenznahen Bereich ausschließen, lassen 
sich nicht erkennen.  
 
Um sicher zu gehen, dass einer entlang 
der westlichen Grundstücksgrenze ge-
planten Anlieferung für die Schulmensa, 
keine unüberwindlichen immissions-
schutzrechtlichen Hindernisse entgegen-
stehen, wurde diese Anlieferung bereits 
schallgutachterlich untersucht. Es wurde 
festgestellt, dass das für die Anlieferung 
erforderliche Verkehrsaufkommen auf den 
Grundstücken der Wohnangrenzer keine 
immissionsschutzrechtlich unzulässigen 
Lärmbelastungen auslöst (siehe Anlage 7, 
schalltechnische Untersuchung vom 
31. Oktober 2016).  
 
 
� Redaktioneller Hinweis: Nach gegenwärtigem Kenntnisstand 
(2016) geht die Schulverwaltung von ca. 125 Veranstaltungen 
pro Jahr aus.  
 
-Mensa: ca. 15 Veranstaltungen 
-Orchestersaal: ca. 110 Veranstaltungen  
 
Es handelt sich überwiegend um rein schulische Veranstaltun-
gen wie Chor- und Orchesterproben oder Schülervollversamm-
lungen, die während der Unterrichtszeit stattfinden. Darüber 
hinaus finden Veranstaltungen statt, die in engem inhaltlichen 
Zusammenhang mit dem Schulbetrieb stehen wie Lehrerfeste, 
Abiturfeiern, Ehemaligen-Treffen und Elternbeiratssitzungen.  
 

Es wird befürchtet, dass ein geplanter 
Zugang zur Schulmensa und die hier 
geplante befestigte Hoffläche zu weite-
ren Lärmbelästigungen für die Grund-
stücksnachbarn führen wird.  

Der Schulbetrieb - wie beispielsweise die 
Lage und die Erschließung einer Schul-
mensa - ist nachbarschaftsverträglich zu 
organisieren. Dies kann jedoch nicht auf 
Ebene der Bauleitplanung geleistet wer-

-  
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 den, sondern bleibt dem abschließenden 
Baugenehmigungsverfahren vorbehalten.  
 
In Anbetracht der grundsätzlichen pla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit von Schu-
len in Wohnnachbarschaft (siehe Nut-
zungskatalog eines allgemeinen Wohnge-
biets gem. § 4 BauNVO) lassen sich keine 
städtebaulichen Gründe erkennen, welche 
die Vermutung nahelegen, dass am 
Standort Herdweg 72 kein Schulbetrieb 
organisierbar ist, der den Maßgaben ge-
genseitiger nachbarlicher Rücksichtnah-
me entspricht.  
 
Die Anlieferung für die Schulmensa ist 
entlang der westlichen Grundstücksgren-
ze vorgesehen. Die Lärmerzeugung die-
ser Anlieferung bewegt sich innerhalb des 
immissionsschutzrechtlich zulässigen 
Rahmens. Dies wurde durch eine schall-
technische Untersuchung bestätigt (siehe 
Anlage 7).  
 

Es wird geltend gemacht dass, die Im-
mobilie Herdweg 74 seinerzeit im Ver-
trauen auf die Wirksamkeit der Denk-
maleigenschaft des Eberhard-Ludwigs-
Gymnasiums erworben wurde und be-
dauert, dass durch die geplanten Bau-
maßnahmen ein Kulturdenkmal zerstört 
wird.  
 

Die Tatsache, dass ein Gebäude in der 
Liste der Kulturdenkmale erfasst ist, be-
deutet nicht, dass jegliche Veränderungen 
kategorisch ausgeschlossen sind. Wie in 
jeder Immobilie sind auch die in einem 
Kulturdenkmal ausgeübten Nutzungen 
dem steten Wandel unterworfen, der im 
Bedarfsfall auch bauliche Veränderungen 
notwendig machen kann. Sofern die Än-
derungserfordernisse nicht in Bereiche 
eingreifen, die als denkmalkonstituierend 
anzusehen sind, besteht im Einzelfall 
durchaus die Möglichkeit, dass bauliche 
Anpassungen denkmalfachlich realisierbar 
sind.  
 
Über die Machbarkeit der im Bebauungs-
plan angebotenen baulichen Ergänzungen 
wird denkmalfachlich erst im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens abschlie-
ßend entschieden.  
 

-  

Weiterhin wird bedauert, dass sich die 
geplanten Anbauten innerhalb des in 
Bezug auf Bauvorhaben als sensibel 
einzustufenden Qualitätsbereichs 1 des 
Rahmenplans Halbhöhenlagen befin-
den. Ergänzend wird darauf verwiesen, 

Es ist zutreffend, dass sich die im Be-
bauungsplan eingeräumten Anbaumög-
lichkeiten innerhalb von Qualitätsbereich 1 
des zum Schutz der Stuttgarter Hangla-
gen aufgestellten Rahmenplans ‹Halb-
höhenlagen› befinden. In Qualitätsbe-

-  
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dass eine stadtklimatische Bewertung 
der Machbarkeitsstudie zu der Ein-
schätzung gelangt, dass das Bauvor-
haben nicht den Anforderungen ge-
nügt, die an eine maßvolle Entwicklung 
der Stuttgarter Hanglagen zu stellen 
sind.  
 

reich 1 sind aus Gründen der Klimaver-
träglichkeit, der Durchgrünung und des 
Stadtbilds besonders hohe Anforderungen 
an Neubauvorhaben und bauliche Erwei-
terungen zu stellen. Zudem ist im Einzel-
fall zu prüfen, ob eine Planänderung mit 
dem Ziel des Grünflächenerhalts durchge-
führt werden soll.  
 
Mit Umsetzung des Bebauungsplans wird 
in bestehende Vegetationsflächen eingrif-
fen, was entsprechende nachteilige klima-
tische und lufthygienische Auswirkungen 
zur Folge hat. Zur Verminderung und zum 
Ausgleich der nachteiligen Planungsfol-
gen werden bislang nicht begrünte Dach-
flächen der Bestandsgebäude begrünt 
und ein Teil der asphaltierten Freiflächen 
wird durch versickerungsoffenere Belag-
soberflächen bzw. gärtnerisch angelegte 
Flächen ersetzt.  
 

Es wird darauf hingewiesen, dass ein 
wesentliches gestalterisches Charakte-
ristikum der Schulanlage in der engen 
Verflechtung von Architektur und um-
gebender Parklandschaft besteht. Die-
se Verflechtung ist neben anderen Kri-
terien als denkmalkonstituierend einzu-
stufen. Durch die beabsichtigten mas-
siven baulichen Erweiterungen westlich 
der Schule, insbesondere durch die 
Rodung des hier vorhandenen Baum-
bestands geht dieses Gestaltungs-
merkmal verloren. Dadurch wird die 
Denkmaleigenschaft des Eberhard-
Ludwigs-Gymnasiums erheblich ent-
wertet.  
 

Es ist nicht zu bestreiten, dass mit den im 
Bebauungsplan eingeräumten baulichen 
Arrondierungen und der damit zulässigen 
Beseitigung von Hangvegetation mit ihren 
zahlreichen Großbäumen das bisher prä-
gende parklandschaftliche Erscheinungs-
bild der Schulanlage abgeschwächt wird.  
 
Diese Veränderung findet jedoch in zwei-
ter Reihe statt und wird deshalb aus dem 
Straßenraum des Herdwegs nur unterge-
ordnet wahrnehmbar sein. Der straßensei-
tige Vegetationsbestand soll unverändert 
erhalten bleiben, sodass das bisher prä-
gende landschaftsoffene Erscheinungsbild 
der Schulanlage zum Herdweg hin erhal-
ten bleibt.  
 

-  

 
Nr. 5  
Schreiben mit dem Eingangsdatum 
vom 28. April 2014  

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           - 

Es wird befürchtet, dass die “extrem 
tiefe Gründung der unterirdischen 
Turnhalle“ zu einer Erhöhung des 
Grundwasserspiegels auf dem be-
nachbarten Grundstück Herdweg 74 
führen wird und dort Gebäudeschäden 
hervorrufen könnte.  

Vor Baubeginn muss sichergestellt sein, 
dass durch das Bauvorhaben keine nega-
tiven Auswirkungen auf die Grundwasser-
verhältnisse verursacht werden. Dies wird 
im Rahmen eines wasserrechtlichen Er-
laubnisverfahrens geprüft, das neben dem 
Baugenehmigungsverfahren durchzufüh-
ren ist. Das Landesamt für Geologie, 

+ 
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Rohstoffe und Bergbau empfiehlt für die 
Planung von Bauarbeiten die Durchfüh-
rung objektbezogener Baugrunduntersu-
chungen. Im Bebauungsplan ist ein ent-
sprechender Hinweis erfolgt.  
 
Sollte sich die Planungsabsicht einer in 
den Hang eingegrabenen Turnhalle auf-
grund hydrogeologischer Restriktionen als 
nicht vollumfänglich realisierbar erweisen, 
wird dadurch das Erfordernis der Aufstel-
lung des Bebauungsplans nicht insgesamt 
in Frage gestellt. Grundanliegen des Be-
bauungsplans ist die planungsrechtliche 
Absicherung der bestehenden Schulanla-
ge, um die genehmigungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für die Durchführung drin-
gend notwendiger Umbaumaßnahmen zu 
schaffen.  
 

 
Nr. 6  
Schreiben vom 16.April 2014  
Ergänzt durch ein Schreiben der 
Anwaltskanzlei Eisenmann Wahle 
Birk & Weidner vom 22. April 2014  

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           - 

Es wird geltend gemacht, dass die 
Kaufentscheidung für die Immobilie 
Herdweg 74/1 seinerzeit im Vertrauen 
auf die Umstände getroffen wurde, 
dass sowohl die Wirksamkeit der Quali-
tätsstufe 1 des Rahmenplans Halb-
höhenlagen als auch die Denkmalei-
genschaft des Eberhard-Ludwigs-
Gymnasiums keine baulichen Verände-
rungen auf dem benachbarten Schul-
grundstück erwarten lassen.  
 

Die Tatsache, dass ein Gebäude in der 
Liste der Kulturdenkmale erfasst ist, be-
deutet keinen kategorischen Ausschluss 
jeglicher Veränderungen an der geschütz-
ten Bausubstanz. Wie jede Immobilie sind 
auch Kulturdenkmale hinsichtlich der in 
ihnen ausgeübten Nutzungen und der all-
gemeinen technischen Standards dem 
stetigen Wandel ausgesetzt. Dieser Ver-
änderungsprozess erfordert in der Regel 
auch bauliche Anpassungen. Grundsätz-
lich besteht kein Verbot, Kulturdenkmale 
in Planungsüberlegungen einzubeziehen.  
 
Bei einem Kulturdenkmal ist dabei zu ent-
scheiden, ob und inwieweit Änderungsbe-
gehren mit konservatorischen Belangen in 
Einklang gebracht werden können. Bauli-
che Eingriffe kommen bei einem Kultur-
denkmal allenfalls dann in Frage, wenn 
sich diese nicht verändernd oder nachtei-
lig auf die denkmaleigenschaftsbegrün-
denden Gestaltungsmerkmale eines Kul-
turdenkmals auswirken. Daher wird über 
die Realisierbarkeit der im Bebauungsplan 
vorgeschlagenen Veränderungen denk-

- 
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malschutzrechtlich abschließend nicht auf 
Ebene der Bauleitplanung, sondern erst 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfah-
rens entschieden, wenn detailliertes Pla-
nungsmaterial für eine fundierte denkmal-
fachliche Entscheidung vorliegt.  
 
Ebenso wie in Bezug auf das Denkmal-
recht sind auch vor dem Hintergrund der 
Maßgaben des Rahmenplans Halbhöhen-
lagen bauliche Ergänzungen nicht katego-
risch ausgeschlossen, wenn dabei die 
Zielsetzungen des Rahmenplans Halb-
höhenlagen angemessen berücksichtigt 
bleiben.  
 

Es werden bereits vorhandene, sich 
aus der Schulnutzung ergebende Kon-
fliktsituationen mit der Wohnnachbar-
schaft angesprochen, insbesondere 
Veranstaltungslärm sowie Lärm aus 
Erschließungsverkehr und Vereinsnut-
zungen in den Abendstunden.  
 

Die überwiegende Zahl der Stuttgarter 
Schulen befindet sich innerhalb von Quar-
tieren, die durch Wohnnutzung geprägt 
sind. Insofern ist der Schulstandort Herd-
weg 72 keine Besonderheit. Die ange-
sprochenen Probleme sind in erster Linie 
betriebsorganisatorischer Natur und stel-
len den Schulstandort als solchen nicht 
grundlegend in Frage.  
 
Eine abschließende Konfliktbewältung - 
soweit dies dem Regelungsinstrumentari-
um eines Bebauungsplans überhaupt 
möglich ist - scheidet im vorliegenden Fall 
aus, da Lärmschutzwände entlang der 
Grundstücksgrenze nachbarrechtlich nicht 
in einer für eine effektive Schallabschir-
mung ausreichenden Höhe zulässig wä-
ren. Ebenso wie Lärmschutzwände ist 
auch ein vollständiger Ausschluss grenz-
begleitender Zufahrten und Zugänge pla-
nerisch unangemessen und würde der im 
gesamten Baublock ausgeübten Praxis 
widersprechen. Allerdings versteht es sich 
von selbst, dass Erschließungsverkehr 
entlang der Grundstücksgrenze nur in ei-
ner die Rechte der Nachbarn auf Wohn-
frieden nicht verletzenden Intensität aus-
geübt werden kann.  
 
So wurde die entlang der westlichen 
Grundstückgrenze für die Schulmensa 
vorgesehene Anlieferung bereits schall-
technisch auf ihre Verträglichkeit mit der 
an das Schulgrundstück angrenzenden 
Wohnnachbarschaft untersucht. Das Gut-

- 
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achten hat ergeben, dass sich die Lärm-
erzeugung der Anlieferung innerhalb des 
immissionsschutzrechtlich zulässigen 
Rahmens bewegt (siehe Anlage 7, schall-
technische Untersuchung vom 
31. Oktober 2016).  
 

Es wird der Eingriff in den Vegetations-
bestand beklagt, insbesondere die 
Baumrodungen auf der westlichen 
Grundstückshälfte.  
 

Die nachteiligen Auswirkungen des Ein-
griffs in den Baumbestand auf die klimati-
schen und lufthygienischen Verhältnisse 
werden durch die Herstellung einer Dach-
begrünung auf den bisher nicht begrünten 
Dächern der Bestandsbebauung und die 
teilweise Entsiegelung asphaltierter Flä-
chen vermindert. Es ist vorgesehen, diese 
Maßnahmen zeitnah durchzuführen (siehe 
Ziffer 2 des Beschlussantrags).  
 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass für zu 
rodende Bäume, soweit diese unter die 
Baumschutzsatzung fallen, Ersatzpflan-
zungen auf dem Eingriffsgrundstück oder 
im Nahbereich erfolgen bzw. bereits er-
folgt sind.  
 

- 

Es wird die Baumasse des neuen Ge-
bäudeflügels in direktem Anschluss an 
die Nachbargrundstücke als unmaß-
stäblich bemängelt und darauf hinge-
wiesen, dass dies, zusammen mit der 
unsensiblen Erschließung, zu einer 
nicht unerheblichen Wertminderung der 
Nachbargrundstücke führt.  
 

Es ist nicht zu bestreiten, dass der ge-
plante Gebäudeflügel mit einer Höhen-
entwicklung von rund 15 Metern die 
Höhenabmessungen sowohl der Nach-
bargebäude als auch der beiden beste-
henden Nebenflügel der Schulanlage 
übersteigt (bisherige Turnhalle/11Meter, 
Verwaltungsflügel/8 Meter). Der bereits 
durch die Bestandssituation angelegte 
Maßstabssprung zwischen Schulgebäude 
und Wohnangrenzern ist jedoch im Stra-
ßenraum des Herdwegs nur untergeord-
net wahrnehmbar, da die fraglichen Ne-
benflügel vom Straßenraum zurückgesetzt 
und gegen diesen durch eine baumbe-
standene Grünfläche abgeschirmt sind.  
 
Der neue Gebäudeflügel befindet sich 
nordöstlich der Nachbargebäude und ent-
faltet damit für diese Gebäude keine we-
sentliche Verschlechterung der 
Besonnungsverhältnisse. Bei Gebäude 
Herdweg 74 und Herdweg 74/1 handelt es 
sich um freistehende Einzelhäuser, von 
welchen zudem anzunehmen ist, dass 
sich ihre Hauptwohnorientierung - wie im 
Wohnungsbau üblich und geboten - nach 

- 
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Süden bzw. nach Westen ausrichtet.  
 
Mit Grenzabständen zum Schulgrund-
stück von 4,2 m bzw. 6,6 m sind die be-
stehenden wohnungsnahen Freiräume 
der Grundstücke Herdweg 74 und Herd-
weg 74/1 zum Schulgrundstück hin eher 
knapp bemessen, sodass diese beiden 
Nachbargrundstücke bisher wohnhygie-
nisch nicht unerheblich von den Vegetati-
onsbeständen des Eberhard-Ludwigs-
Gymnasiums profitiert haben bzw. profitie-
ren. Hieraus können die beiden Wohnan-
lieger Herdweg 74 und Herdweg 74/1 je-
doch keinen Rechtsanspruch an die Frei-
flächen des Schulgrundstücks ableiten 
und diese als den Wohngrundstücken zu-
gehörige Grünräume reklamieren.  
 
Zwischen dem geplanten neuen Gebäu-
deflügel und den benachbarten Wohnge-
bäuden befindet sich als vermittelndes 
Element eine landschaftsgestalterisch 
markante Kastanie, die im Bebauungsplan 
durch Pflanzbindung gesichert wird.  
 
Ansatzpunkte, die für die behauptete 
Wertminderung der Nachbargrundstücke 
sprechen würden, sind nicht ersichtlich.  
 

Es wird darauf hingewiesen, dass das 
Bebauungsplanverfahren nicht ergeb-
nisoffen durchgeführt wird. Mit dem 
Beschluss des Gemeinderats, einen 
zusätzlichen Schulzug im Eberhard-
Ludwigs-Gymnasium einzurichten, 
wurde eine unzulässige planerische 
Vorbindung geschaffen, da nunmehr 
offensichtlich der Versuch unternom-
men wird, durch die Aufstellung eines 
Bebauungsplans die - aufgrund der 
Bedenken des Regierungspräsidiums - 
zurückgezogene Bauvoranfrage 
(Machbarkeitsstudie) doch noch umzu-
setzen.  
 
Um mögliche Abwägungsdefizite bei 
der Aufstellung des Bebauungsplans 
zu vermeiden, sollte nicht frühzeitig 
eine Planungsverfestigung in Richtung 
auf die Machbarkeitsstudie (Bauvoran-
frage) und deren städtebauliche Män-

Ziel des Bebauungsplans ist die planungs-
rechtliche Absicherung des bestehenden 
Schulgebäudes. Neben der Bestandssi-
cherung sollen als weiteres Planungsziel 
die auf dem Grundstück noch vorhande-
nen Flächenpotentiale für mögliche bauli-
che Erweiterungen aufgezeigt werden.  
 
Für die Ausweisung von ergänzendem 
Gebäudevolumen ist bei einem bereits 
bebauten Grundstück im Vergleich zu ei-
nem unbebauten Grundstück die Band-
breite an planerisch sinnvollen Lösungs-
ansätzen begrenzt. Der Umstand, dass 
die gesamte Schulanlage als Kulturdenk-
mal in der Liste erfasst ist, schränkt den 
planerischen Handlungsspielraum zusätz-
lich ein. Bauliche Veränderungen bzw. 
Erweiterungen können nur dann auf dem 
Schulgrundstück vorgenommen werden, 
wenn dabei die denkmaleigenschaftsbe-
gründenden Merkmale der Bestandssitua-

- 
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gel zementiert werden. Um dies zu 
vermeiden, werden konkrete Planungs-
vorschläge, wie die Verlagerung der 
Baumasse aus dem Nahbereich von 
Herdweg 74/1 bei gleichzeitiger Aufsto-
ckung dieses Gebäudeflügels unter-
breitet. Ergänzend wird ein schonende-
rer Umgang mit dem Vegetationsbe-
stand angeregt, um die parklandschaft-
liche Prägung des gesamten Quartiers 
nicht zu beeinträchtigen.  
 
Zur Entschärfung der konfliktträchtigen 
Erschließungssituation wird angeregt, 
hierüber in einem städtebaulichen Ver-
trag einvernehmliche Reglungen mit 
den Grundstücksnachbarn zu verabre-
den.  
 

tion nicht beeinträchtigt werden.  
 
Zwar begünstigt die hanglandschaftsbe-
zogene Auflösung der Bestandsbebauung 
in einen ordnenden Hauptbaukörper mit 
angefügten untergeordneten Nebenflügeln 
eine Addition zusätzlichen Gebäudevolu-
mens, jedoch erlauben der Grundstücks-
zuschnitt, die Topographie, die denkmal-
fachliche Wertigkeit der Außenanlagen 
und die interne Gebäudeorganisation bau-
liche Ergänzungen nur an einigen sehr 
wenigen Punkten auf dem Grundstück. 
Die beklagte frühzeitige Planungsverfesti-
gung und mangelnde planerische Offen-
heit ist somit nicht Ergebnis mangelnder 
planerischer Flexibilität, sondern schlicht 
dem Umstand geschuldet, dass die oben 
genannten Einschränkungen bauliche Er-
gänzungen nur an einigen wenigen Stel-
len auf dem Grundstück zulassen.  
 
Die vorgeschlagene Verkürzung des neu-
en Gebäudeflügels auf der westlichen 
Grundstückseite und dessen kompensato-
rische Erhöhung um ein Geschoss sind 
stadtgestalterisch fragwürdig, da damit die 
Unterordnung des geplanten Nebenflügels 
gegenüber dem zentralen Gebäuderiegel 
nicht mehr gegeben wäre.  
 
Auch sollte der neue Gebäudeflügel das 
formale Gerüst der Bestandsbebauung 
dahingehend berücksichtigen, dass die 
durch die benachbarten Nebenflügel be-
reits vorgegebene Baukörperlänge auch 
für den neuen Gebäudeflügel beibehalten 
wird. Der als engräumig bemängelte Ge-
bäudeabstand zwischen Schulerweiterung 
und benachbartem Wohngebäude Herd-
weg 74/1 ist mit 10 Metern größer als die 
ansonsten entlang des Herdwegs anzu-
treffenden Gebäudeabstände. Der neue 
Gebäudeflügel befindet sich zudem nord-
östlich von Herdweg 74/1, sodass keine 
wesentliche Verschlechterung der 
Besonnungsverhältnisse zu erwarten sein 
dürfte.  
 
Mit einer Straßenfrontlänge von 80 Metern 
bestehen ausreichend Möglichkeiten, eine 
nachbarschaftverträgliche Erschließung 
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des Schulgrundstücks zu organisieren. 
Der Vorschlag, „durch einen städtebauli-
chen Vertrag die Nutzung der angedach-
ten Zufahrt so einzuschränken, dass 
Lärmbeeinträchtigungen weitgehend ver-
mieden werden“, ist unbestreitbar sinnvoll, 
erscheint jedoch für den inhaltlichen 
Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens 
überzogen, da die einvernehmliche Rege-
lung schwieriger und umfangreicher be-
triebsorganisatorischer Inhalte die Funkti-
on eines Bebauungsplans im Hinblick auf 
seine zu leistende Konfliktbewältigung 
übersteigt.  
 
Auch sollten im Interesse zukünftig erfor-
derlich werdender Veränderungen nicht 
bereits auf Ebene der Bauleitplanung 
grundstücksinterne Erschließungssysteme 
verfestigt werden. Betriebsorganisatori-
sche Anpassungen werden im Laufe der 
Zeit regelmäßig erforderlich. Hierfür sollte 
der Bebauungsplan ein ausreichendes 
Maß an Gestaltungsflexibilität gewähren.  
 
Über die entlang der westlichen Grund-
stücksgrenze verlaufende Zufahrt, soll 
zukünftig die Anlieferung für die Schul-
mensa erfolgen. Um klarzustellen, dass 
dies für die Wohnangrenzer zu keinen 
immissionsschutzrechtlich unzulässigen 
Lärmbelastungen führt, wurde die fragli-
che Anlieferung schallgutachterlich unter-
sucht. Das Gutachten hat ergeben, dass 
sich die Lärmerzeugung der Anlieferung 
innerhalb des immissionsschutzrechtlich 
zulässigen Rahmens bewegen wird.  
 
Ob und inwieweit gegebenenfalls eine 
vertragliche Flankierung einzelner be-
triebsorganisatorischer Fragestellungen 
sinnvoll ist, kann nicht im Rahmen der 
Bauleitplanung entschieden werden.  
 

 
Nr. 7  
Schreiben vom 22. April 2014  

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           -  

Es wird darauf hingewiesen, dass trotz 
der Planungsmängel, die in einer ers-
ten klimatischen Bewertung der Mach-
barkeitsstudie festgestellt wurden, kei-
nerlei Planungsveränderungen im Sin-

Es soll nicht bestritten werden, dass sich 
die Reduzierung des Baumbestands und 
die Versiegelung versickerungsoffener 
Vegetationsflächen nachteilig auf das 
(parklandschaftlich geprägte) städtebauli-

-  



 
 Seite 14

ne der Zielsetzungen des Rahmen-
plans Halbhöhenlagen vorgenommen 
wurden. Nach wie vor wird ohne Abstri-
che an den Planungsinhalten der 
Machbarkeitsstudie, gegenüber den 
Wohnangrenzern ein 14 Meter hohes 
Gebäude zu errichten, festgehalten. 
Hierfür sowie für eine LKW-Zufahrt soll 
ein qualitativ hochwertiger Baumbe-
stand geopfert werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich 
diese Planungsmängel nicht nur für die 
Wohnangrenzer belastend auswirken, 
sondern auch zu nachteiligen Folgen 
für den Schulbetrieb führen werden, 
indem die Erholungsqualität der Frei-
flächen geschmälert wird. Insgesamt 
wird daher angeregt, im Hinblick auf die 
Zielsetzungen des Rahmenplans Halb-
höhenlagen, das Bebauungsplanver-
fahren einzustellen.  
 

che Erscheinungsbild der Schulanlage, 
die klimatischen Gegebenheiten und die 
Grundwasserneubildung des Bereichs 
auswirken. Um die skizzierten Auswirkun-
gen abzumindern, sind im Bebauungsplan 
Maßnahmen wie der Austausch asphal-
tierter Flächen durch versickerungsoffene-
re Beläge bzw. gärtnerisch angelegte Flä-
chen und die (nachträgliche) Begrünung 
bislang nicht begrünter Dachflächen des 
Bestandsgebäudes festgesetzt. Diese 
Maßnahmen sollen zeitnah umgesetzt 
werden (siehe Ziffer 2 des Beschlussan-
trags).  
 
Außerdem wurden/werden für Baumro-
dungen Ersatzpflanzungen entsprechend 
den Maßgaben der Baumschutzsatzung 
vorgenommen.  
 
Die vorgeschlagene Einstellung des Be-
bauungsplanverfahrens ist im Hinblick auf 
die dringend gebotene planungsrechtliche 
Absicherung der Bestandsbebauung nicht 
möglich. Den Gebäudebestand des Eber-
hard-Ludwigs-Gymnasiums kennzeichnet 
ein erheblicher Sanierungs- und Moderni-
sierungsstau. Die bisherige planungs-
rechtliche Situation erlaubt lediglich die 
Instandhaltung der vorhandenen Bausub-
stanz, nicht jedoch über den Erhalt hin-
ausgehende verändernde Modernisierun-
gen, soweit diese genehmigungsrechtlich 
relevant sind. Modernisierungen sind je-
doch unerlässlich, um das Gebäude an 
zeitgemäße Entwicklungen des Schul- 
und Unterrichtswesens anzupassen. Nur 
so kann langfristig am Standort Herd-
weg 72 ein Schulbetrieb aufrecht erhalten 
werden.  
 
Unabhängig von der Frage, inwieweit sich 
die im Bebauungsplan neben der Be-
standssicherung als weiteres Planungsziel 
vorgeschlagenen baulichen Ergänzungs-
möglichkeiten denkmalrechtlich bzw. hyd-
rogeologisch umsetzen lassen, ist die pla-
nungsrechtliche Absicherung der beste-
henden Schulanlage auf alle Fälle erfor-
derlich, um die genehmigungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die innerhalb des 
Gebäudebestands dringend erforderlichen 
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Umbau- und Modernisierungsmaßnahmen 
zu schaffen.  
 

 
Nr. 8  
Schreiben vom 23. April 2014   

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           -  

Der Standort Herdweg 72 ist für eine 
Schule mit dem Raumbedarf des Eber-
hard-Ludwigs-Gymnasiums als unge-
eignet anzusehen. Dies ist augenfällig, 
angesichts der teilweise fragwürdigen 
Bemühungen, den im Lauf der Jahre 
entstandenen Raumbedarf auf dem 
Grundstück noch nachweisen zu kön-
nen. Ein gestalterisch angestückelt wir-
kender Musiksaalappendix, eine unter-
irdische Turnhalle oder eine bereits 
jetzt äußerst konfliktträchtige Zufahrts-
situation machen dies überdeutlich.  
 
Ein Festhalten am Standort Herdweg 
für das Eberhard-Ludwigs-Gymnasium 
wird angesichts der genannten Schwie-
rigkeiten umso unverständlicher als 
traditionsgeschichtlich keinerlei Bin-
dungen der Schule an den Standort 
Herdweg gegeben sind. Schließlich 
befindet sich das Gymnasium erst seit 
den 50er-Jahren auf dem vormaligen 
Villengrundstück am Herdweg. Ein wei-
terer Mangel der Beibehaltung des 
Schulstandorts zeigt sich in der Verlet-
zung der Ziele des Rahmenplans Halb-
höhenlagen, hervorgerufen durch die 
bauliche Verdichtung auf dem Schul-
grundstück. Es wird diesbezüglich da-
ran erinnert, dass bislang die Stadt ge-
genüber den Baubegehren Dritter (in 
Einzelfällen sogar streitlich) eine an-
gemessene Respektierung der Zielset-
zungen des Rahmenplans durchge-
setzt hat.  
 
Aus diesen Gründen wird die Suche 
eines alternativen Schulstandorts für 
das Eberhard-Ludwigs-Gymnasium 
angeregt. Nur ein für zukünftige bauli-
che Entwicklungen passend zuge-
schnittenes Schulgrundstück bietet ei-
ne langfristige Zielperspektive für das 
Eberhard-Ludwigs-Gymnasium. Zu-
gleich kann nur auf diese Weise ein 

Es ist nicht zu bestreiten, dass der Grund-
stückszuschnitt, die Topographie sowie 
die denkmalfachlichen Restriktionen und 
umweltrelevanten Anforderungen nur 
noch ein sehr eingeschränktes Potential 
an baulichen Erweiterungsmöglichkeiten 
auf dem Schulgrundstück zulassen.  
 
Auch ist der Einwand berechtigt, dass für 
einzelne im Bebauungsplan eingeräumte 
bauliche Erweiterungsmöglichkeiten bei 
architektonisch unsensibler Umsetzung 
die Gefahr besteht, ein gestalterisch frag-
würdiges Ergebnis zu erzeugen. So erfor-
dert die im Bebauungsplan vorgesehene 
Verlängerung des zentralen Hauptbau-
körpers eine äußerst behutsame Architek-
turausformung, da bereits das Bestands-
gebäude hangseitig sowohl volumetrisch 
als auch in seiner Fassadengliederung 
einen nicht zu übersehenden Gebäude-
abschluss formuliert. Damit besteht die 
nicht unerhebliche Gefahr, dass die Ver-
längerung einer architektonisch bereits 
abgeschlossenen Einheit leicht einen „an-
gestückelt“ wirkenden Eindruck erzeugen 
kann. Die Gefahr einer fragwürdigen Ar-
chitekturausformung kann jedoch nicht 
dazu führen, bereits auf Ebene der Bau-
leitplanung jegliche bauliche Ergän-
zungsmöglichkeiten an dieser Stelle kate-
gorisch auszuschließen.  
 
Das im Bebauungsplan eingeräumte An-
gebot, den (ohnehin bereits asphaltierten) 
Schulhof unterbauen zu können, stellt 
keine Notlösung dar. Da die Belichtung 
und Belüftung von Turnhallen in der Regel 
über Fensterbänder am oberen Wandab-
schluss oder über Oberlichter in der De-
cke erfolgt, werden Turnhallen häufig in 
einem Unter- oder Sockelgeschoss einge-
richtet. Deshalb ist es nicht einsichtig, wa-
rum im Bebauungsplan auf die Möglich-
keit verzichtet werden soll, das Gelände 
zu unterbauen - zumal die Nutzung von 

- 
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langfristiger Erhalt der besonderen 
Qualität der Stuttgarter Hanglagen im 
Sinne der Absichten des Rahmenplans 
Halbhöhenlagen erreicht werden.  
 

Sockelgeschossen durch die Hanglage 
des Grundstücks ohnehin begünstigt wird.  
 
Die Ziele des Bebauungsplans bestehen 
in der planungsrechtlichen Absicherung 
der Schulnutzung, des Gebäudebestands 
und - ergänzend - im Aufzeigen von noch 
bestehenden Flächenreserven für bauli-
che Entwicklungen. Der Standort Herd-
weg 72 eignet sich für eine Schulnutzung 
- unabhängig, ob diese durch das Eber-
hard-Ludwigs-Gymnasium oder eine an-
dere Schule ausgeübt wird. Schulen in-
nerhalb eines durch Wohnnutzung ge-
prägten Umfelds sind in Stuttgart nicht 
ungewöhnlich. Auch der Umstand, dass 
Schulen Bestandteil des Nutzungskata-
logs der Baunutzungsverordnung für ein 
allgemeines Wohngebiet sind, belegt die 
die grundsätzliche Wohnverträglichkeit 
einer Schulnutzung.  
 
Es versteht sich von selbst, dass zukünf-
tig, im Falle eines die Grundstücksgege-
benheiten übersteigenden Flächenan-
spruchs, für das Eberhard-Ludwigs-
Gymnasium Standortfragen zu diskutieren 
sind. Nicht nachvollziehbar ist jedoch die 
Anregung, deshalb planungsrechtlich eine 
Schulnutzung am Standort Herdweg 72 
grundsätzlich auszuschließen.  
 

 
Nr. 9  
Schreiben vom 24. April 2014  

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           - 

Es wird eine Zunahme der Lärmbeläs-
tigung (aus Vereinssport, Abendveran-
staltungen, grenzbegleitender Kfz-
Erschließung, Kfz-Parkierung und me-
chanischen Lüftungseinrichtungen) für 
die Nachbargrundstücke befürchtet und 
darum gebeten, eine Ausweitung der 
Veranstaltungsnutzung für das Schul-
grundstück auszuschließen.  
 

Die Organisation von Schulveranstaltun-
gen� bzw. des Vereinssports ist nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung. Es ver-
steht sich jedoch von selbst, dass der 
Schulbetrieb einschließlich eventueller 
Veranstaltungen nachbarschaftsverträg-
lich zu organisieren ist. Ebenso sind even-
tuell erforderliche mechanische Lüftungs-
einrichtungen entsprechend der vorge-
schriebenen technischen Standards aus-
zuführen.  
 
Der vorgeschlagene Ausschluss einer 
grenzbegleitenden Kfz-Erschließung wird 
nicht im Bebauungsplan übernommen. 
Grenzbegleitende Kfz-Erschließungen 
sind im gesamten Quartier üblich und sol-

+⁄- 
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len für das Schulgrundstück nicht bereits 
auf Ebene der Bauleitplanung beschränkt 
werden, da es gilt, eine möglichste große 
Bandbreite an Erschließungsmöglichkei-
ten offen zu halten. Allerdings werden Kfz-
Stellplätze innerhalb der mit Pflanzgebot 
(PV1) belegten Flächen ausgeschlossen 
und sind damit nördlich von Grundstück 
Herdweg 74/1 nicht möglich.  
 
Entlang der westlichen Grundstückgrenze 
verläuft eine Zufahrt, über die zukünftig 
die Anlieferung für die Schulmensa erfol-
gen soll. Die Lärmerzeugung dieser Anlie-
ferung bewegt sich innerhalb des immis-
sionsschutzrechtlich zulässigen Rahmens. 
Dies wurde durch eine schalltechnische 
Untersuchung bestätigt (siehe Anlage 7).  
 
 
�  Redaktioneller Hinweis: nach gegenwärtigem Kenntnisstand 
(2016) geht die Schulverwaltung davon aus, dass der Umfang 
der aktuell ausgeübten Veranstaltungsnutzung zukünftig nicht 
zunehmen wird.  
 

Es werden der geplante Eingriff in den 
Baumbestand und der damit verbunde-
ne Verlust von dessen Sichtschutzfunk-
tion zwischen Schule und Wohngren-
zern bemängelt.  
 

Es ist zutreffend, dass mit Inanspruch-
nahme der im Bebauungsplan vorgese-
henen zusätzlichen Baumöglichkeiten der 
Vegetationsbestand gegenüber Gebäude 
Herdweg 74/1 reduziert wird.  
 
Ein gewisser Ersatz hierfür kann durch die 
Festsetzung von neun zusätzlichen 
Baumstandorten nördlich des Grund-
stücks Herdweg 74/1 erreicht werden. Er-
gänzend sieht der Bebauungsplan hier 
den Erhalt einer landschaftsprägenden 
Kastanie vor.  
 

- 

Es wird befürchtet, dass schwierige 
Baugrundverhältnisse zu einer Gefähr-
dung der Nachbargebäude insbeson-
dere während der Bauphase führen 
könnten (Hangwasser, Baugrubensi-
cherung usw.). Es wird darauf hinge-
wiesen, dass aufgrund der erschwerten 
Bedingungen die Baumaßnahmen ent-
sprechend zu versichern sind, um ge-
gebenenfalls auftretende Schäden an 
der Nachbarbebauung entschädigen zu 
können.  
 

Der Sicherheitsstandard für die Durchfüh-
rung von Bauarbeiten sowie deren versi-
cherungsrechtliche Absicherung kann 
nicht durch Bebauungsplanfestsetzung 
geregelt werden. Bauarbeiten sind stets 
entsprechend der anerkannten Regeln der 
Technik durchzuführen.  - 
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Nr. 10  
Schreiben vom 27. April 2014   

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           - 

Es wird eine erhebliche bauliche Ver-
dichtung auf dem Schulgrundstück be-
mängelt, indem das bestehende Ge-
bäude „um mehr als ein Drittel seiner 
Gesamtfläche“ erweitert werden soll. 
„Der ohnehin schon überschrittene Flä-
chennutzungsplan soll auf Kosten von 
Grün- und Freiflächen noch einmal 
massiv erweitert werden“.  
 

Das Bestandsgebäude des Eberhard-
Ludwigs-Gymnasiums wurde auf Grund-
lage eines Bebauungsplans genehmigt, 
der verfahrensmangelhaft aufgestellt wur-
de und damit nicht rechtsverbindlich ist 
(nicht öffentlich (nö) beschlossener Be-
bauungsplan). Die formell rechtsverbindli-
che ältere Bebauungsplangeneration setzt 
für das Schulgrundstück Baustaffel 8 OBS 
(Landhausgebiet, GRZ=0,2) fest und ist 
hinsichtlich der zwischenzeitlich eingetre-
tenen baulichen Entwicklung als obsolet 
anzusehen. Für das Schulgrundstück be-
steht somit eine planungsrechtlich rege-
lungsbedürftige Situation, die mit Aufstel-
lung dieses Bebauungsplans behoben 
werden soll.  
 
Angesichts dieser Sachlage erscheint es 
schwierig, die Frage des vorhandenen 
und geplanten Nutzungsmaßes unter Be-
zugnahme auf die oben genannten Be-
bauungsplanfestsetzungen (Baustaffel 8 
OBS) zu erörtern. Unter hilfsweiser 
Heranziehung des § 34 BauGB kann bei 
der Betrachtung des Nutzungsmaßes 
festgestellt werden, dass sich die vorhan-
dene Grundstücksausnutzung mit einem 
Überbauungsgrad von rund 30 % nicht 
über den Grundstücksausnutzungen der 
Angrenzer Herdweg 74 (33 %) und Herd-
weg 74/1 (31 %) bewegt.  
 
Zukünftig soll der Überbauungsgrad auf 
dem Schulgrundstück jedoch angehoben 
werden. Mit einer Grundflächenzahl von 
0,5 räumt der Bebauungsplan gegenüber 
dem Bestand rund 20 % zusätzliche 
Überbauungsmöglichkeit für das Plange-
biet ein.  
 
Mit diesem Wert liegt das Schulgrund-
stück zukünftig über dem auf den Nach-
bargrundstücken anzutreffenden Nut-
zungsmaß. Dabei ist allerdings zu berück-
sichtigen, dass es sich bei rund 10 % der 
Grundfläche um eingegrabene Hangge-
schosse handelt, die visuell kaum in Er-
scheinung treten und - abgesehen von 

- 
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ihrer Verkehrserzeugung und ihres Infra-
strukturbedarfs - keine städtebauliche 
Wirksamkeit entfalten. Das stadtgestalte-
risch in Erscheinung tretende oberirdische 
Gebäudevolumen würde lediglich eine 
Grundflächenzahl von 0,4 beanspruchen. 
Innerhalb des Baublocks weisen zwei wei-
tere Grundstücke (Azenbergstraße 35 und 
Relenbergstraße 86) ähnliche bauliche 
Verdichtungen (45 % bzw. 41 %) auf. Eine 
stadtgestalterisch völlig unangemessene 
bauliche Massierung kann für den Stand-
ort Herdweg 72 somit nicht festgestellt 
werden.  
 

Es wird bemängelt, dass die Anwohner 
nicht ausreichend in die Planungsüber-
legungen einbezogen wurden.  
 

Im Rahmen der Durchführung des Be-
bauungsplanverfahrens wurden die Mög-
lichkeiten öffentlicher Diskussion entspre-
chend der verfahrensrechtlichen Vorga-
ben des Baugesetzbuchs eingeräumt. Er-
gänzend zur öffentlichen Einsichtnahme 
wurde zudem am 8. April 2014 ein öffent-
licher “Erörterungstermin“ angeboten, bei 
welchem Anregungen zur Planung vorge-
tragen werden konnten.  
 

 

Es wird bemängelt, dass ein Be-
bauungsplan der Innenentwicklung 
gemäß § 13a BauGB ohne die Durch-
führung einer Umweltprüfung durchge-
führt werden soll.  
 
Die hierfür als Grund angeführte Dring-
lichkeit aufgrund großer Raumnot kann 
nicht nachvollzogen werden, da die 
SchülerInnenzahl am Eberhard-
Ludwigs-Gymnasium seit Jahren rück-
läufig ist.  
 

Dringend erforderliche Umbau- und Mo-
dernisierungsmaßnahmen sind überfällig 
und wurden bisher im Hinblick auf die an-
gestrebte Einrichtung eines Musikgymna-
siumszugs zurückgestellt.  
 
Die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Aufstellung eines Bebauungsplans 
der Innenentwicklung liegen vor und die 
relevanten Planungsauswirkungen auf die 
Umwelt wurden erhoben und in die Be-
gründung des Bebauungsplans einge-
stellt.  
 

-  

Es wird der Eingriff in den Baumbe-
stand und die sich daraus ergebenden 
negativen Auswirkungen auf die Klima-
situation der Stuttgarter Hanglagen 
bemängelt und darauf hingewiesen, 
dass dies in grobem Widerspruch zu 
den Zielsetzungen des Rahmenplans 
Halbhöhenlagen steht.  
 

Es ist unstrittig, dass sich der für die Um-
setzung des Bebauungsplans erforderli-
che Eingriff in den Vegetationsbestand 
nachteilig auf die lufthygienischen und 
klimatischen Verhältnisse sowie die bishe-
rigen Möglichkeiten zur Grundwasserneu-
bildung auswirken wird. Dies wurde be-
reits im Rahmen einer Vorabschätzung 
der Planungsauswirkungen der Machbar-
keitsstudie festgestellt (klimatologische 
Stellungnahme vom 18. November 2013).  
 

-  
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Um die dadurch verursachten nachteiligen 
Auswirkungen auf Lufthygiene, Klima und 
die Grundwasserneubildung zu vermin-
dern, werden die bislang nicht begrünten 
Dachflächen der Bestandsbebauung be-
grünt und ein Teil der asphaltierten Frei-
flächen durch versickerungsoffenere Be-
läge bzw. gärtnerisch angelegte Flächen 
ersetzt.  
 
Desweiteren sind für Baumrodungen Er-
satzpflanzungen entsprechend den Maß-
gaben der Baumschutzsatzung vorzu-
nehmen bzw. wurden bereits vorgenom-
men.  
 

 
Nr. 11  
Schreiben vom 28. April 2014 (Ein-
gangsdatum)  

berücksichtigt                  =          +  
teilweise berücksichtigt   =         +⁄-  
nicht berücksichtigt         =           - 

Im Hinblick auf die Maßgaben des 
Rahmenplans Halbhöhenlagen und auf 
die Umstände, dass rund 15 Bäume zu 
fällen sind, dass Lebensraum von 
Mauereidechsen vernichtet wird und 
dass die klimatische Funktionen des 
Schulgrundstücks geschwächt werden, 
sollte der Bebauungsplan nicht im „be-
schleunigten Verfahren nach 13a“ 
durchgeführt werden, sondern eine 
Umweltprüfung durchgeführt werden.  
 

Die wesentlichen Planungsauswirkungen 
auf die Belange des Umweltschutzes 
wurden erhoben und sind in der Begrün-
dung des Bebauungsplans dargestellt und 
erörtert. Die Belange des Artenschutzes 
wurden fachgutachterlich untersucht und 
im Bebauungsplan durch die Festsetzung 
von Maßnahmen zur Sicherung des Popu-
lationsbestands geschützter Arten ent-
sprechend berücksichtigt. Auch wurde 
eine Abschätzung der klimatischen Pla-
nungsauswirkungen (Stand Machbar-
keitsstudie 2013) vorgenommen.  
 
Die Durchführung einer formellen Um-
weltprüfung lässt gegenüber den oben 
genannten Untersuchungsergebnissen 
keine weiterführenden Erkenntnisse mehr 
erwarten und ist in einem Bebauungs-
planverfahren der Innenentwicklung 
(§ 13a BauGB) auch nicht erforderlich.  
 

- 

Weiterhin wird angeregt, das ange-
strebte Raumprogramm auf die tat-
sächliche Bedarfssituation hin abzu-
gleichen. Da für den neuen Schulzug 
von einem nur moderaten SchülerIn-
nenzuwachs auszugehen ist und zu-
gleich die 13. Schulklasse sowie das 
Abendgymnasium (d.h. dessen Verwal-
tungsräume) zukünftig entfallen, dürfte 
sich die Raumsituation am Eberhard-

Der Bebauungsplan dient der planungs-
rechtlichen Absicherung der bestehenden 
Schulanlage. Daneben werden die auf 
dem Schulgrundstück noch vorhandenen 
Potentiale für bauliche Arrondierungen 
aufgezeigt, um einen städtebaulichen 
Rahmen für zukünftige Entwicklungen ab-
zustecken.  
 
Mit dem Wegfall des Abendgymnasiums 

- 
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Ludwigs-Gymnasium zukünftig eher 
entspannen. Die seitens der Schulver-
antwortlichen angeführte Raumnot und 
das damit begründete Erfordernis um-
fangreicher baulicher Erweiterungen 
sind deshalb nicht nachvollziehbar.  
 

und der 13. Klasse werden keine wesent-
lichen Raumkapazitäten im Gebäudebe-
stand frei. Demgegenüber erfordern die 
Planungsüberlegungen der Schulverwal-
tung, einen Musikgymnasiumszug einzu-
richten, zusätzliche Unterrichtsräume in 
einer Größenordnung, welche die im Ge-
bäudebestand frei werdende Raumkapa-
zität übersteigt. Zudem ist zu berücksich-
tigen, dass die Größe eines Teils der be-
stehenden Fachräume nicht mehr den im 
Modellraumprogramm des Landes Baden-
Württemberg vorgegebenen Raumgrößen 
entspricht.  
 
In Anbetracht des Umstands, dass die 
Bauleitplanung in der Regel auf längerfris-
tige Entwicklungsperspektiven hin aus-
richtet ist, wird ohnehin die Frage zweit-
rangig, zu welchem Zeitpunkt und in wel-
chem inhaltlichen Zusammenhang die 
Arrondierungsangebote eines Be-
bauungsplans letztlich aktiviert werden. Im 
Interesse eines sparsamen Umgangs mit 
den knappen Baulandressourcen ist es 
grundsätzlich geboten, auch die innerhalb 
eines bereits bestehenden Siedlungskör-
pers noch vorhandenen Baupotentiale 
aufzuzeigen und deren Umsetzbarkeit 
planungsrechtlich entsprechend vorzube-
reiten - unabhängig von kurzfristig anste-
henden Bedarfsdiskussionen.  
 

 


